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1 Einleitung

Ziel dieses Merkblattes ist die bundesein-
heitliche Regelung der Entsorgung von
Abfällen aus Verbrennungsanlagen für
Siedlungsabfälle (HMV). Der Schwer-
punkt liegt bei der umweltverträglichen
Verwertung der wesentlichen Abfälle. Da
der Betreiber einer genehmigungsbedürf-
tigen Anlage Abfälle Dritten zur Verwer-
tung nur dann überlassen darf, wenn si-
chergestellt ist, daß diese Verwertung
schadlos erfolgt, gelten die Regelungen
dieses Merkblattes auch für Aufbereiter
und Verwerter.

Durch eine Güteüberwachung nach Maß-
gabe dieses Merkblattes auf gewässerre-
levante Inhaltsstoffe wird sichergestellt,
daß nur solche Abfälle im Erd- und Stra-
ßenbau eingesetzt werden, die nach ihrer
Zusammensetzung und ihrem Auslaug-
verhalten eindeutig definiert sind. Dieses
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Merkblatt regelt, in welcher Bauweise und
in welchen Standorten der gewässerver-
trägliche Einsatz zulässig ist. Sofern die
Anforderungen dieses Merkblattes einge-
halten werden, bedarf es keiner wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Dieses Merkblatt
ersetzt das Merkblatt »Verwertung von
festen Verbrennungsrückständen aus
Hausmüllverbrennungsanlagen«
(Ausgabe 1983).

Auf die Technischen Regeln »Anforde-
rungen an die stoffliche Verwertung von
mineralischen Reststoffen/Abfällen, Teil:
Schlacken und Aschen aus thermischen
Abfallbehandlungsanlagen« der LAGA
(Stand: 1. März 1994), die die Anforde-
rungen an die Verwendung und die Ver-
wertung von HMV-Schlacken enthalten,
das »Merkblatt über Verwendung von in-
dustriellen Nebenprodukten im Straßen-
bau; Teil: Müllverbrennungsasche« –
Ausgabe 1986 – der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen
(FGSV), Köln, das die bautechnischen
Anforderungen enthält, das FGSV-Ar-
beitspapier Nr. 28/1 »Umweltverträglich-
keit von Mineralstoffen, Teil: Wasserwirt-
schaftliche Verträglichkeit (Fassung
1992)« und die dazugehörigen
»Technischen Lieferbedingungen für MV-
Aschen im Straßenbau« (Entwurf No-
vember 1993) sowie den Entwurf einer
»Musterverwaltungsvorschrift des LAI zur
Vermeidung und Verwertung von Rest-
stoffen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG
bei Anlagen nach Nr. 8.1 des Anhangs
zur 4. BImSchV (Stand 1/94), wird hin-
gewiesen.

2 Begriffsbestimmungen

– Abfall

Bewegliche Sache, derer sich der
Besitzer entledigen will oder deren
geordnete Entsorgung zur Wahrung
des Wohls der Allgemeinheit, insbe-
sondere des Schutzes der Umwelt,
geboten ist (Def. gem. § 1 Abs. 1 Ab-
fallgesetz).

Alle Stoffe oder Gegenstände, die
unter die in Anhang I »Abfallgruppen«
aufgeführten Gruppen fallen und de-
ren sich ihr Besitzer entledigt, entledi-
gen will oder entledigen muß (Def.
gem. 91/156/EWG – Richtlinie über
Abfälle vom 18. März 1991).

Das EG-Recht unterscheidet nicht
zwischen Abfällen und Wertstoffen,

sondern zwischen »Abfällen zur Be-
seitigung« und »Abfällen zur Verwer-
tung«. Reststoffe nach § 5 Abs. 1
Nr. 3 BImSchG gelten daher nach EG-
Recht als Abfall.

Im Sinne dieses Merkblattes handelt
es sich um feste und flüssige Stoffe,
die bei der Verbrennung von Sied-
lungsabfällen anfallen (HMV-Roh-
schlacken, Kessel- und Filterstäube
sowie Reaktionsprodukte aus der Ab-
gasreinigung).

– Wiederverwendung

Wiederholte Benutzung eines Stof-
fes/Produktes für den gleichen Ver-
wendungszweck.

– Aufbereitung

Behandeln von Abfällen zur weiteren
Verwendung, dazu gehören insbeson-
dere:

• physikalische Verfahren (z. B. Sor-
tierung, Zerkleinerung, Klassie-
rung),

• chemische Verfahren,

• biologische Verfahren,

• thermische Verfahren,

• kombinierte Verfahren.

– Verwertung

Verwendung von durch Aufbereitung
von Abfällen entstandenen Stoffen.

Die Verwertung im Sinne des AbfG
umfaßt die Wiederverwendung und
die Verwertung. Nach EG-Recht ist
Verwertung das »Rückgewinnen von
Stoffen«.

– Uneingeschränkte Verwertung

Verwendung ohne Vorkehrungen und
Schutzmaßnahmen im jeweiligen An-
wendungsbereich.

– Eingeschränkte Verwertung

Verwendung mit definierten techni-
schen Sicherungsmaßnahmen, die
negative Auswirkungen auf die Um-
welt nicht erwarten lassen.

– Einbau

Wiederverwendung bzw. Verwertung
von Abfällen bei Baumaßnahmen im
weitesten Sinne, z. B. im Erd-, Stra-
ßen-, Landschafts- und Deponiebau
sowie bei der Verfüllung von Baugru-
ben und Rekultivierungsmaßnahmen.

– HMV-Rohschlacken (HMV-Roha-
schen)

Als Rostabwurf und Rostdurchfall an-
fallendes Gemenge aus gesinterten
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Verbrennungsprodukten (Schlacken),
Eisenschrott und anderen Metallen,
Glas und Keramikscherben, anderen
mineralischen Bestandteilen sowie
unverbrannten Resten.

Nicht dazu gehören Kesselstäube,
Filterstäube und Reaktionsprodukte
aus der Abgasreinigung, die getrennt
von anderen festen Abfällen zu erfas-
sen sind.

– HMV-Schlacken (HMV-Aschen)

Bezeichnung für aufbereitete und
gealterte HMV-Rohschlacken.

– Rostabwurf

Feste Verbrennungsabfälle, die am
Ende des Verbrennungsrostes in den
Naßentschlacker oder ein anderes
Austragsystem abgeworfen werden.

– Rostdurchfall

Feste Verbrennungsabfälle, die durch
Spalten des Verbrennungsrostes in
den darunter liegenden Luftkasten
fallen.

– Kesselstäube

Stäube, die mit dem Abgasstrom aus
dem Feuerraum ausgetragen und
schon in den Kesselzügen abgeschie-
den werden.

– Filterstäube

Stäube, die mit dem Abgasstrom aus
dem Feuerraum ausgetragen und
durch Filteranlagen (Elektrofilter, Ge-
webefilter etc.) abgeschieden werden.

– Reaktionsprodukte aus der Abgasrei-
nigung

Feste und flüssige Abfälle unter-
schiedlicher Abgasreinigungsverfah-
ren.

– Aufbereiter

Betreiber einer Anlage, in der Abfälle
zum Zwecke der Verwertung behan-
delt werden.

– Verwerter

Anwender, der aufbereitete Abfälle ei-
ner umweltverträglichen Nutzung zu-
führt.

– Zuordnungswerte

Vorsorgewerte, die vor allem aus
Sicht des Boden- und Grundwasser-
schutzes festgelegt wurden und unter
Berücksichtigung des Gefährdungspo-
tentials eine umweltverträgliche Ver-
wertung der jeweiligen Abfälle ermög-
lichen.

Die Zuordnungswerte sind Orientie-
rungswerte. Abweichungen können
zugelassen werden, wenn im Einzel-
fall der Nachweis erbracht wird, daß
das Wohl der Allgemeinheit nicht be-
einträchtigt wird.

3 Untersuchung der Abfälle

Vor einer Untersuchung und Bewertung
von Abfällen ist eine aussagekräftige Be-
schreibung der Herkunft und des geplan-
ten Verwertungsvorhabens erforderlich
(Deklarationspflicht). Die Schadlosigkeit
der Verwertung ist in der Regel anhand
von Analysen der maßgebenden Para-
meter im Hinblick auf

– den verfügbaren (mobilen) Anteil der
Schadstoffe (im Regelfall Eluatana-
lyse) und

– den Gesamtgehalt (im Regelfall Fest-
stoffanalyse)

und gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung der sonstigen Randbedingungen
(siehe 4.1.3) zu bewerten.

Abfälle, die verwertet werden sollen, sind
getrennt zu halten. Sie dürfen grundsätz-
lich vor der Untersuchung und Bewertung
nicht vermischt werden, auch wenn sie
den gleichen Abfallschlüssel aufweisen
(Vermischungsverbot). Eine Vermischung
nach der Bewertung ist zulässig, wenn
dies in Verbindung mit dem Entsorgungs-
/Verwertungsnachweis entsprechend der
Abfall- und Reststoffüberwachungsver-
ordnung und im Auftrag und nach Maß-
gabe des Betreibers der vorgesehenen
Abfallentsorgungsanlage oder des Ver-
werters erfolgt.

Für die Beurteilung der Verwertbarkeit ist
vor allem die Analyse des Eluats erfor-
derlich. Daneben ist – auch aus abfall-
wirtschaftlicher Sicht – die Bestimmung
der Gesamtgehalte des HMV-Rohschlak-
ken von Bedeutung. Die anzuwendenden
Analyseverfahren sind im Anhang 1 für
den Feststoff und im Anhang 2 für das
Eluat genannt.

Die in den Anhängen 1 und 2 aufgeführ-
ten Analyseverfahren berücksichtigen
vorzugsweise die DIN-Methoden. Bei
Mehrfachnennung ist die Wahl freige-
stellt. Die aufgeführten Analyseverfahren
gelten als Referenzverfahren. Die An-
wendung anderer Verfahren ist zulässig,
wenn die Gleichwertigkeit belegt ist.
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Die Probenahme für die Verwertung er-
folgt gemäß Anhang 3. Dieser Anhang ist
Bestandteil des Abschnitts III »Probenah-
me und Analytik« der »Anforderungen an
die stoffliche Verwertung von minerali-
schen Reststoffen/Abfällen« der LAGA-
AG »Vereinheitlichung der Untersuchung
und Bewertung von Reststoffen«.

Die Probenahme für die Ablagerung ist
nach den Probenahmerichtlinien PN 2/78
und PN 2/78 K – »Richtlinie zur Ent-
nahme und Vorbereitung von Proben aus
festen, schlammigen und flüssigen Abfäl-
len« (Stand 12/83) bzw. »Grundlagen für
die Entnahme von Proben aus Abfällen
und abgelagerten Stoffen« (Stand 12/83)
– der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
durchzuführen.

4 Verwertung der Abfälle

4.1 Verwertung der HMV-Schlacken

Für HMV-Schlacken kommt nur ein ein-
geschränkter Einbau mit definierten
technischen Sicherungsmaßnahmen in
Betracht (Einbauklasse Z 2 der Techni-
schen Regeln »Anforderungen an die
stoffliche Verwertung von mineralischen
Reststoffen/Abfällen« der LAGA).

4.1.1 Anforderungen

HMV-Schlacken, die verwertet werden
sollen, müssen die im folgenden be-
schriebenen Anforderungen erfüllen:

1. Die HMV-Rohschlacken müssen vor
einer Verwertung aufbereitet werden.
Sie sind mindestens in die folgenden
Fraktionen zu trennen:

– Mineralische Anteile

– Unverbrannte Grobteile

– Metallschrott

Die weitere Aufbereitung des minera-
lischen Anteils hat sich am Verwer-
tungszweck zu orientieren.

2. Die Gehalte an Schwermetallen sowie
organischen und löslichen Stoffen in
den Abfällen sind entsprechend
Nr. 4.1.2 zu minimieren.

3. HMV-Schlacken dürfen grundsätzlich
entsprechend 4.1.3 Nr. 1a) und b)
verwertet werden, wenn die Überwa-
chung gem. 4.1.4 erfolgt und die in
den Anhängen 4 und 5 genannten Zu-
ordnungswerte unterschritten werden.

4.1.2 Technische Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Qualität

1. Getrennthaltung und Separierung

Maßnahmen zur Getrennterfassung
und Verwertung von Innertstoffen,
wel-che die Masse der anfallenden
HMV-Rohschlacken reduzieren, sind
auszu-schöpfen.

Durch Separierung schwermetallhalti-
ger Problemstoffe vor der Verbren-
nung oder ein Verbrennungsverbot für
bestimmte Abfälle von Direktanliefe-
rern (Negativ-Katalog) sollen die Kon-
zentrationen umweltrelevanter In-
haltsstoffe der HMV-Rohschlacken re-
duziert werden. Die entsprechenden
Bewertungen und einzuleitenden Maß-
nahmen sollen nach Untersuchungen
im Feststoff von HMV-Rohschlacken
anhand der Parameter des Anhangs 6
erfolgen.

2. Erhöhung des HMV-Rohschlacken-
ausbrandes

Der Ausbrand der HMV-Rohschlacken
läßt sich neben einer Vorsortierung
des Abfalls im wesentlichen durch fol-
gende Maßnahmen verbessern:

a) Homogenisierung des Brennguts
vor der Aufgabe

b) Gewährleistung einer ausreichen-
den Verbrennungstemperatur und
Verweilzeit auf dem Rost

c) Bedarfsgerechte Verbrennungs-
luftverteilung über die gesamte
Rostfläche

d) Intensive Schürung

3. Getrennte Erfassung

Filter- und Kesselstäube sind getrennt
von anderen Abfällen zu erfassen. Um
dem Ziel möglichst schwermetallar-
mer HMV-Schlacken für die Verwer-
tung näherzukommen, ist es vorteil-
haft, den Rostdurchfall separat auszu-
tragen und gegebenenfalls aufgrund
des hohen organischen Anteils wieder
der Verbrennung zuzuführen, wenn es
im Hinblick auf die schadlose Verwer-
tung der HMV-Schlacken geprüft und
genehmigt ist.

4. Entwässern

Vor der Aufbereitung müssen die
HMV-Rohschlacken zwei bis vier Wo-
chen entwässert werden. Dies soll auf
befestigten Plätzen mit der Möglich-
keit der Erfassung des Abwassers er-
folgen.
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5. Schrottabscheidung

Die Eisenfraktion der HMV-Roh-
schlacken ist zu separieren. Zum Ein-
satz in Stahlwerken ist eine Vorbe-
handlung und Verdichtung erforder-
lich.

6. Klassierung

Zur weiteren Verbesserung der Um-
weltverträglichkeit der HMV-Schlak-
ken ist es vorteilhaft, den Feinanteil
von einer Verwertung auszuschließen,
da dieser einen erhöhten Schadstoff-
gehalt und eine größere Eluierbarkeit
der Schadstoffe aufweist. Die bau-
technischen Anforderungen (Kornver-
teilung) sind jedoch zu berücksichti-
gen. Das Überkorn (z. B. größer
45 mm) enthält einen hohen Anteil
nicht verwertbarer, insbesondere un-
verbrannter Bestandteile und sollte in
die Verbrennungsanlage zurückge-
führt werden.

7. Alterung

Zur Verbesserung der Volumenbe-
ständigkeit und des Elutionsverhaltens
der aufbereiteten HMV-Rohschlacken
ist eine Alterung der HMV-Schlacken
von mindestens drei Monaten erfor-
derlich. Um die Kontrolle der Lagerzeit
vor der Verwertung zu erleichtern,
sollten die aufbereiteten HMV-Roh-
schlacken nicht fortlaufend aufgehal-
det, sondern mietenförmig gelagert
werden. Je nach Platzverhältnissen
und Betriebsablauf sind auch andere
Lagerungsformen bzw. geeignete
Maßnahmen zulässig, die eine ein-
deutige Zuordnung ermöglichen. Die
Alterung kann durch eine kontinuierli-
che Durchlüftung, durch lockere, nicht
zu hohe Schüttung und permanente
Befeuchtung (Wasserkreislaufführung)
positiv beeinflußt werden.

Die Behandlung darf nur auf befestig-
ten Plätzen mit der Möglichkeit der
Abwassererfassung erfolgen.

Das Ende der Alterung ist am Tempe-
raturverlauf erkennbar, wenn durch
die abgeschlossenen Hydratisierungs-
prozesse keine Reaktionswärme mehr
freigesetzt wird.

8. Waschen

Durch Waschen der HMV-Rohschlak-
ken. z. B. in Verbindung mit Naßent-
schlackung und Abgaswäsche, wird
der Gehalt an leicht wasserlöslichen
Bestandteilen reduziert.

9. Sintern und Schmelzen

Entschrottete HMV-Rohschlacken las-
sen sich in Abhängigkeit von der
Temperatur sintern oder aufschmel-
zen. Der Nachweis über die bautech-
nische Eignung für die Verwertung
(Korngrößen, Bindungsfähigkeit) so-
wie über das Langzeitverhalten (Elu-
ierbarkeit) ist zu erbringen.

4.1.3 Einsatzmöglichkeiten

1. Bei Unterschreitung der Zuordnungs-
werte gemäß Anhang 4 und 5 ist ein
Einbau der HMV-Schlacken unter den
nachstehend definierten technischen
Sicherungsmaßnahmen bei bestimm-
ten Baumaßnahmen möglich:

a) im Straßen- und Wegebau, bei der
Anlage von befestigten Flächen in
Industrie- und Gewerbegebieten
(Parkplätze, Lagerflächen) sowie
sonstigen Verkehrsflächen (z. B.
Flugplätze, Hafenbereiche, Güter-
verkehrszentren) als

– Tragschicht unter wasserun-
durchlässiger Deckschicht (Be-
ton, Asphalt, Pflaster) und

– gebundene Tragschicht unter
wenig durchlässiger Deck-
schicht (Pflaster, Platten);

b) bei Erdbaumaßnahmen (kontrol-
lierte Großbaumaßnahmen) in hy-
drogeologisch günstigen Gebieten
als

– Lärmschutzwall mit minerali-
scher Oberflächenabdichtung d
> 0,5 m und kf < 10-8 m/s und
darüber liegender Rekultivie-
rungsschicht und

– Straßendamm (Unterbau) mit
wasserundurchlässiger Fahr-
bahndecke und mineralischer
Oberflächenabdichtung d >
0,5 m und kf < 10-8 m/s im Bö-
schungsbereich und darüber
liegender Rekultivierungs-
schicht.

Hydrogeologisch günstig sind u. a.
Standorte, bei denen der Grund-
wasserleiter nach oben durch flä-
chig verbreitete, ausreichend
mächtige Deckschichten mit ho-
hem Rückhaltevermögen gegen-
über Schadstoffen überdeckt ist.
Dieses Rückhaltevermögen ist in
der Regel bei mindestens 2 m
mächtigen Deckschichten aus
Tonen, Schluffen oder Lehmen
gegeben.
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Der Abstand zwischen der Schütt-
körperbasis und dem höchsten zu
erwartenden Grundwasserstand
soll mindestens 1 m betragen.

Der Einsatz bei Großbaumaßnah-
men ist zu bevorzugen.

Bei anderen als den unter a) und b)
genannten Bauweisen ist in Ab-
stimmung mit den zuständigen Be-
hörden deren Gleichwertigkeit
nachzuweisen.

2. Eine Verwertung sollte nicht in was-
serwirtschaftlich bedeutenden und
empfindlichen sowie hydrogeologisch
sensiblen Gebieten erfolgen.

Ausgeschlossen sind Baumaßnahmen

– in festgesetzten, vorläufig sicher-
gestellten oder fachbehördlich ge-
planten Trinkwasserschutzgebieten
(I–III B),

– in festgesetzten, vorläufig sicher-
gestellten oder fachbehördlich ge-
planten Heilquellenschutzgebieten
(I–IV),

– in Wasservorranggebieten, die im
Interesse der Sicherung der künfti-
gen Wasserversorgung raumord-
nerisch ausgewiesen sind,

– in Gebieten mit häufigen Über-
schwemmungen (z. B. Hochwas-
serrückhaltebecken, eingedeichte
Flächen),

– in Karstgebieten ohne ausrei-
chende Deckschichten und Rand-
gebieten, die im Karst entwässern
sowie Gebieten mit stark klüftigem,
besonders wasserwegsamen Un-
tergrund und

– aus Vorsorgegründen auch auf
Flächen mit sensibler Nutzung (wie
Kinderspielplätzen, Sportanlagen,
Bolzplätzen und Schulhöfen).

HMV-Schlacken dürfen nicht in Drän-
schichten verwertet werden.

3. Die Verwertung innerhalb wasserwirt-
schaftlich bedeutender und empfindli-
cher sowie hydrogeologisch sensibler
Gebiete unterliegt der Einzelfallprü-
fung durch die zuständigen Behörden,
sofern keine spezifischen landesein-
heitlichen Regelungen vorliegen.

Werden Maßnahmen durchgeführt,
die die Gehalte oder die Eluierbarkeit
ökologisch bedenklicher Inhaltsstoffe
reduzieren und werden dadurch die
Zuordnungswerte des Eluats erheblich
unterschritten, kann im Einzelfall
durch die zuständigen Behörden über

eine Erweiterung der Verwertungs-
möglichkeiten entschieden werden.

4.1.4 Überwachung

Die Überwachung setzt sich zusammen
aus der

– Qualitätskontrolle beim Betreiber der
HMV,

– Qualitätskontrolle beim Aufbereiter,

– behördlichen Überwachung und der

– Dokumentation.

1. Qualitätskontrolle beim Betreiber der
HMV

Die HMV-Rohschlacken sind viertel-
jährlich, zusätzlich jedoch nach Ände-
rungen der Feuerungsführung der
Verbrennungsanlage, auf die Parame-
ter des Anhangs 6 zu untersuchen.
Die angegebenen Werte dienen als
Anhalt. Die Ergebnisse sind zu proto-
kollieren.

2. Qualitätskontrolle beim Aufbereiter

Die Qualitätskontrolle umfaßt die

– Eignungsfeststellung,

– Fremdüberwachung und

– Eigenkontrolle.

Für die Beurteilung einer Verwertung
ist für die zur Verwertung anstehenden
HMV-Schlacken eine Eignungsfest-
stellung auf die Parameter der An-
hänge 4 und 5 durchzuführen. Die Zu-
ordnungswerte sind einzuhalten. Alle
Werte sind zu protokollieren.

Bei der Fremdüberwachung – nach
Möglichkeit durch ein nach Landes-
recht anerkanntes Prüflabor – sind die
zur Verwertung anstehenden HMV-
Schlacken halbjährlich auf die Para-
meter des Anhangs 4 sowie das Eluat
vierteljährlich auf die entsprechenden
Parameter des Anhangs 5 zu untersu-
chen. Die Zuordnungswerte sind ein-
zuhalten. Alle Werte sind zu protokol-
lieren.

Um die Qualität der aufbereiteten
HMV-Rohschlacken zu gewährleisten,
muß der Aufbereiter im Rahmen der
Eigenkontrolle für die fraktionierten,
klassierten und noch nicht abgelager-
ten HMV-Schlacken wöchentlich die
entsprechenden Parameter der An-
hänge 4 und 5 bestimmen und proto-
kollieren.
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3. Behördliche Überwachung

Untersuchungen im Rahmen der
Überwachung des Aufbereiters durch
die zuständigen Behörden sollten die
für die Eignungsfeststellung erforderli-
chen Parameter der Anhänge 4 und 5
umfassen.

Überschreitungen der Zuordnungs-
werte sind nur im Rahmen der Meß-
ungenauigkeiten tolerierbar. Sie dür-
fen nicht systematisch sein. Eine sy-
stematische Überschreitung liegt vor,
wenn ein Zuordnungswert bei zwei
aufeinanderfolgenden Überwachun-
gen um mehr als die Meßungenauig-
keit überschritten wird.

Der Aufbereiter ist verpflichtet, syste-
matische Überschreitungen der in den
Anhängen 4 und 5 genannten Zuord-
nungswerte bei den zuständigen Be-
hörden anzuzeigen, die dann über die
Zulässigkeit der weiteren Verwertung
entscheiden.

4. Dokumentation

Die Vorgaben für die Untersuchung,
Bewertung, den Einbau und die son-
stige Verwertung von HMV-Schlacken
erfordern eine Qualitätssicherung und
Kontrolle. Das entsprechende Verfah-
ren und die zuständigen Stellen sind
landeseinheitlich festzulegen. Der Ein-
bau von HMV-Schlacken ist mit den in
Anhang 7 aufgeführten Angaben zu
dokumentieren.

4.2 Verwertung von sonstigen Abfällen

4.2.1 Metallschrott

Aus der abgetrennten Metallschrottfrak-
tion läßt sich insbesondere der Anteil an
Eisenschrott verwerten. Wird der Eisen-
schrott als Rohstoff in Stahlwerken ein-
gesetzt, sind die Anforderungen der
Stahlschrottsortenliste des Bundesver-
bandes der Deutschen Stahl-Recycling-
Wirtschaft e. V. – die im Anhang 8 wie-
dergegeben sind – einzuhalten.

4.2.2 Filterstäube

Die Verwertung von Filterstäuben außer-
halb des Bergbaus hat derzeit noch keine
Bedeutung. Es befinden sich eine Reihe
von Verfahren, mit dem Ziel der Schaf-
fung von Verwertungsmöglichkeiten, in
der Erprobung. Diese dürften auch für
Kesselstäube anwendbar sein.

4.2.3 Reaktionsprodukte aus der Abgasreini-
gung

Abgasreinigungsverfahren für Abfallver-
brennungsanlagen müssen als vorrangige
Aufgabe die im Abgas enthaltenen
Schadstoffe auf ein technisch mögliches
Minimum reduzieren. Darüber hinaus
sind Abgasreinigungseinrichtungen auf
Grund der Vermeidungs- und
Verwertungs-gebote im Abfallgesetz und
im Bundes-Immissionsschutzgesetz so
auszulegen und zu betreiben, daß nur
unvermeidbare Abfälle anfallen und sich
möglichst ver-wertbare Abfälle und nur
geringe Mengen mit aufkonzentrierten
Schadstoffen zur Ablagerung in dafür
zugelassenen Depo-nien ergeben.

Anforderungen an die Zusammensetzung
von Abfällen aus der Abgasreinigung für
spezielle Verwertungsvorhaben (Gewin-
nung von Natriumchlorid, Natriumsulfat,
Gipsprodukte und Salzsäure) enthält der
Anhang 9.

5 Einsatz im Bergbau

Die Bedingungen für das Einbringen von
Abfällen aus Verbrennungsanlagen für
Siedlungsabfälle (HMV) in untertägige
Hohlräume für Maßnahmen der Bergsi-
cherheit richten sich nach den bergbau-
rechtlichen sowie anderen bergbaulichen
Anforderungen und sind nicht Gegen-
stand dieses Merkblattes.

6 Anforderungen für die Beseitigung

Abfälle dürfen nur dann auf Deponien
abgelagert werden, wenn sie nachweis-
lich nicht umweltverträglich verwertet
werden können. Dies ist z. B. dann der
Fall, wenn es technisch nicht möglich ist,
die hierbei entstehenden Mehrkosten im
Vergleich zu anderen Verfahren der Ent-
sorgung unzumutbar sind oder für die
gewonnenen Produkte kein Markt vor-
handen ist.

Die Zuordnung der Abfälle aus HMV in
der TA Siedlungsabfall bzw. der Abfall-
bestimmungsverordnung in Verbindung
mit den Entsorgungshinweisen der TA
Abfall Teil 1 gehen aus Anhang 10 her-
vor.
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6.1 Schlacken und Aschen

Die Zuordnungswerte der TA Siedlungs-
abfall für die Deponieklasse II können
durch zusätzliche anlagentechnische
(z. B. Verbesserung des Ausbrandes)
und/oder betriebliche Maßnahmen (z. B.
mechanische Aufbereitung oder naß-
chemische Behandlung) bei bestehenden
thermischen Behandlungsanlagen er-
reicht werden. Die Zuordnungswerte der
Deponieklasse I sind anzustreben, min-
destens jedoch die für die Deponie-
klasse II einzuhalten.

Hausmüllverbrennungsanlagen, die keine
Altanlagen im Sinne der TA Siedlungsab-
fall sind, müssen die Zuordnungswerte
für die Deponieklasse I einhalten.

Als Zuordnungskriterium für die Ablage-
rung ist in der TA Siedlungsabfall u. a.
der »Organische Anteil des Trocken-
rückstandes der Originalsubstanz« fest-
gelegt, und zwar zu bestimmen als Glüh-
verlust oder TOC. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß bei diesen Bestimmungs-
methoden die für die Ablagerung nicht
relevanten anorganischen Kohlenstoff-
verbindungen, vor allem elementarer
Kohlenstoff, mit erfaßt werden, die einen
erheblichen Anteil ausmachen können.*

6.2 Filterstäube

Filterstäube sind grundsätzlich getrennt
zu erfassen und zu halten, sofern sie
nicht gemeinsam mit anderen Abfällen
nach der Maßgabe der TA Abfall Teil I
Ziffer 4.2 Abs. 2 behandelt und abgela-
gert werden. In Abweichung von den Ent-
sorgungshinweisen der TA Abfall Teil I
erfolgt die Zuordnung der Filterstäube
ohne Vorbehandlung zur UTD, da unbe-
handelte Filterstäube die Zuordnungs-
werte der TA Abfall Teil I für die obertä-
gige Ablagerung in der Regel nicht ein-
halten.

Fallen Filterstäube gemeinsam mit Reak-
tionsprodukten aus der Abgasreinigung
an, sind sie dem Abfallschlüssel 31312
zuzuordnen.

Kesselstäube werden als Filterstäube
eingestuft.

                                                  
Hinweis:
* Zur Bestimmung des für die Ablagerung relevanten biolo-

gisch abbaubaren organisch gebundenen Kohlenstoff-gehal-
tes ist eine spezielle Untersuchungsmethode entwickelt wor-
den (Technische Vereinigung der Großkraftwerksbetrei-
ber/VGB: »Bestimmung von organischem Kohlenstoff in
Müllverbrennungsschlacken unter Berücksichtigung des
Kokskohlenstoffgehaltes«, Ausgaben 1/93).

6.3 Reaktionsprodukte aus der Abgasreini-
gung

Reaktionsprodukte aus der Abgasreini-
gung sind von anderen Abfällen getrennt
zu erfassen und zu halten, sofern sie
nicht gemeinsam nach der Maßgabe der
TA Abfall Teil I Ziffer 4.2 Abs. 2 behan-
delt und abgelagert werden.

Verbrauchte Filtermassen auf Aktivkoh-
lebasis sind dem Abfallschlüssel 31435,
Gemische auf Kalk-/Kohle-Basis dem
Abfallschlüssel 31312 zuzuordnen. Ab-
weichend von den Entsorgungshinweisen
der TA Abfall Teil I erfolgt die Zuordnung
nach der Art der Verunreinigung. Bei an-
organisch belasteten Filtermassen erfolgt
die Zuordnung zur UTD und für organisch
belastete Filtermassen zur SAV. Eine
Zuordnung zu anderen Anlagen kann
nach Einzelfallprüfung zugelassen wer-
den.
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Anhang 1

Analytische Verfahren – Feststoffe

Parameter Analyseverfahren

Farbe verbale Beschreibung

Geruch verbale Beschreibung

Trockenrückstand DIN 38414 – S 2

Glühverlust DIN 38414 – S 3

Gesamter organisch gebundener Kohlenstoff (TOC) Austreiben des CO2 (TIC) mittels Mineralsäure und
Erhitzen; Verbrennung bzw. Naßoxidation und Be-
stimmung des CO2

Cyanid, gesamt LAGA-Richtlinie CN 2/79

Cyanid, leicht freisetzbar LAGA-Richtlinie CN 2/79
Arsen ü
Cadmium ú
Chrom ú
Kupfer ý
Quecksilber ú
Nickel ú
Blei ú
Zink þ

Aufschluß mit Königswasser (DIN 38414 – Teil 7) zur
nachfolgenden Bestimmung des säurelöslichen An-
teils von Metallen nach den für Eluate in Anhang 2
angegebenen Bestimmungsverfahren

Kohlenwasserstoffe (Stand: März 1990) LAGA-Richtlinie KW-85

Extrahierbare organisch gebundene Halogene (EOX) DIN 38414 – S 17

Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe
(16 PAK nach EPA)

Soxhletextraktion 3 h mit Cyclohexan, Analyse des
Extraktes analog U.S. EPA 610

Polychlorierte Dibenzodioxine und Dibenzofurane VDI 3499, Blatt 1 Punkt 11, Ausgabe März 1990
(Entwurf)

Anhang 2

Analytische Verfahren – Eluate

Parameter Analyseverfahren Ausgabedatum Untere Anwendungsgrenze

Färbung DIN 38404-C1-2 6.1992

Trübung DIN 38404-C2 10.1990

pH-Wert DIN 38404-C5 1.1984

DIN 19684-Teil 1 2.1977

Elektrische Leitfähigkeit DIN EN 27888 11.1993

Gelöster organisch gebundener
Kohlenstoff (DOC) DIN38409-H3-1 6.1983 0,1 mg/l

Chlorid DIN 38405-D1-2 12.1985 7,0 mg/l

DIN 38405-D1-3 12.1985 10,0 mg/l

DIN 38405-D20 9.1991 0,1 mg/l
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Parameter Analyseverfahren Ausgabedatum Untere Anwendungsgrenze

Sulfat DIN 38405-D5-1 1.1985 20,0 mg/l

DIN 38405-D20 9.1991 0,1 mg/l

Cyanid, leicht freisetzbar1 DIN 38405-D13-2-3 2.1981

DIN 38405-D14-2 12.1988

Arsen DIN 38405-D18 9.1985 0,001 mg/l

Cadmium DIN V 38406-E19-2 7.1993

Vornorm 0,0003 mg/l

Chrom DIN 38406-E10-2 6.1985 0,005 mg/l

DIN 38406-E22 3.1988 0,010 mg/l

Kupfer DIN 38406-E7-2 9.1991 0,002 mg/l

DIN 38406-E22 3.1983 0,010 mg/l

Quecksilber DEV E12-3 Vorschlag für DEV

24. Lfg.1991 0,00001 mg/l

Nickel DIN 38406-E11-2 9.1981 0,005 mg/l

Blei DIN 38406-E6-3 5.1981 0,005 mg/l

Zink DIN 38406-E8-1 10.1980 0,050 mg/l

DIN 38406-E22 3.1988 0,010 mg/l

1 für gering belastetes Trink-, Grund- und Oberflächenwasser

Anhang 3

Probenahme und Analytik

1 Allgemeine Grundsätze

Die Anleitung gibt Vorgaben, wie bei der
Probenahme, der Probenbehandlung, der
Analytik und der Beurteilung der Analy-
seergebnisse im einzelnen verfahren
werden soll.

Dabei sind zwei verschiedene Ebenen zu
unterscheiden:

– Probenahme des zu verwertenden
Materials am Entstehungsort (Ver-
brennungs-, Aufbereitungsanlage)

– Probenahme im Zusammenhang mit
der Kontrolle des angelieferten oder
eingebauten Materials am Ort der
Verwertung.

Bei den durchzuführenden Untersuchun-
gen sind die einschlägigen DlN-Normen
sowie die im folgenden festgelegten An-
forderungen an die Probenahme, Pro-
benvorbereitung und Analytik zu beach-
ten. Ihre Einhaltung ist die Grundlage für
den Vergleich gemessener Stoffkonzen-
trationen mit den im Merkblatt festgesetz-
ten Zuordnungswerten.

1.1 Probenahme

Die Probenahme ist so durchzuführen,
daß das zu beurteilende Material reprä-
sentativ erfaßt wird. Die verschiedenen
Untersuchungsebenen erfordern alIer-
dings ein differenziertes Vorgehen bei der
Probenahme. Dies betrifft insbesondere
die Anzahl der zu entnehmenden Proben
und die Wahl des geeigneten Probenah-
meverfahrens.
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1.1.1 Probenahmegeräte

Bei der Auswahl des Probenahmegerätes
ist darauf zu achten, daß die zu entneh-
mende Probe nicht durch Materialien der
Geräte mit später zu untersuchenden
Substanzen kontaminiert wird. Ebenso
sollte das Material des Entnahmegerätes
gegenüber den in den HMV-Schlacken
befindlichen Substanzen und den zu un-
tersuchenden Stoffen inert sein.

1.1.2 Probenahmeprotokoll

Verfahrensweisen und Ergebnisse der
Probenahme sind in geeigneter Weise zu
dokumentieren. Dazu ist ein Probenah-
meprotokoll anzufertigen, das mindestens
die im Anhang 11 vorgegebenen Anga-
ben enthält.

1.2 Probenbehandlung

1.2.1 Konservierung, Transport und Lagerung

Aufbewahrung von Proben vor Ort, wäh-
rend des Transports und im Labor sind
Teilschritte der Untersuchung und daher
bis ins Detail zu planen, mit großer
Sorgfalt durchzuführen und zu dokumen-
tieren.

Für Transport und Lagerung sind geeig-
nete, dicht schließende Gefäße erforder-
lich. Sie sind vor dem Einsatz sehr sorg-
fältig zu reinigen. Die Behälter müssen so
beschaffen sein, daß Beeinflussungen
der Probe durch Bestandteile des Behäl-
termaterials ausgeschlossen sind. In der
Regel stellen Glasgefäße die geeignet-
sten Probebehälter dar. Soll sich die
Analyse lediglich auf anorganische In-
haltsstoffe erstrecken, so können auch
Behälter aus Kunststoff verwendet wer-
den.

Für die Bestimmung leichtflüchtiger
Komponenten sind die Einzelproben vor
Ort bereits entsprechend der jeweiligen
Analysemethoden zu behandeln.

Die Veränderung lichtempfindlicher Pa-
rameter ist durch Aufbewahrung in dunk-
len Gefäßen zu minimieren.

Das Probenmaterial ist sofort nach der
Entnahme in die dafür vorgesehenen
Gefäße zu überführen. Der Transport ins
Labor soll gekühlt und dunkel erfolgen.

Die Proben sind im Labor umgehend zur
Analyse vorzubereiten und auch zu un-
tersuchen, da viele Inhaltsstoffe Um-
wandlungsprozessen unterworfen sind.
Sofern eine sofortige Untersuchung nicht
möglich ist, ist in Abhängigkeit von den
zu untersuchenden Stoffen eine geeig-

nete Aufbewahrungsform für die aufberei-
tete Probe zu wählen.

1.2.2 Gewinnung der Analyseprobe/Probenvor-
bereitung

Zur Probenvorbereitung gehören die Vor-
gänge des Mischens, Trocknens, Siebens
und Zerkleinerns der Proben. Wie bei der
Lagerung der Proben ist auch hier darauf
zu achten, daß diese nicht durch äußere
Einflüsse in ihrer Beschaffenheit verän-
dert werden. Verfahren der Probenvorbe-
reitung in Abhängigkeit von der Beschaf-
fenheit (Korngröße) des zu untersuchen-
den Materials sind in der LAGA-Richtlinie
PN 2/78 zusammengestellt. Spezielle
Anforderungen an die Aufbereitung der
Proben enthalten auch die folgenden
Ausführungen.

Für die vom Merkblatt erfaßten Abfälle
gilt grundsätzlich, daß das Material in der
Kornverteilung zu untersuchen ist, in der
es verwertet werden soll.

1.2.3 Bestimmung der Gesamtgehalte

Aufbereitung der Probe durch Vierteln,
Brechen und Mahlen, um homogen von 5
bis 50 kg auf 50 g zu kommen.

1.2.3.1 Arsen und Schwermetalle

Nach DIN 38414, Teil 7 ist zunächst ein
Teil der zu untersuchenden Probe zu
trocknen und analysefein zu mahlen
(mindestens 50 g Trockenmasse
< 0,2 mm).

Die Bestimmung des säurelöslichen An-
teils an Arsen und Schwermetallen erfolgt
in Lösung nach Durchführung eines Kö-
nigswasseraufschlusses gemäß DIN
38414-S7.

1.2.3.2 Organische Inhaltsstoffe

Zur Bestimmung der im Merkblatt ge-
nannten organischen Stoffe wird in der
Regel von der Originalprobe ausgegan-
gen. Die weitere Behandlung der Proben
ist in den einschlägigen im Anhang 1 und
2 genannten Vorschriften für die einzel-
nen Stoffe und Beschaffenheitsmerkmale
aufgeführt.

1.2.4 Bestimmung des eluierbaren Anteils

Die Herstellung des Eluats erfolgt nach
DIN 38414, Teil 4 (DEV S4) mit den fol-
genden Abweichungen:
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Bei den Untersuchungen zur Auslaugbar-
keit der zu prüfenden Inhaltsstoffe ist in
der Regel das Material in dem Zustand
zu eluieren, in dem es verwertet werden
soll. Eine Zerkleinerung darf im Einzelfall
nur insoweit vorgenommen werden, wie
es für die Durchführung der Untersu-
chungen unbedingt notwendig ist. Der
Wasser-gehalt und die
Korngrößenverteilung der zur
Auslaugung vorgesehenen Probe sind an
einer Parallelprobe nach Trocknung bei
150 °C entsprechend DIN 38414, Teil 2
zu ermitteln.

In Abhängigkeit vom Größtkorn der zu
untersuchenden Originalprobe ist die
Probenmenge für die Elution wie folgt zu
wählen:

Größtkornanteil mehr als 5%

<   2,0 mm rd. 100 g

>   2,0 mm ≤ 11,4 mm rd. 200 g

> 11,2 mm ≤ 22.4 mm rd. 1000 g

> 22,4 mm rd. 2500 g

Das Verhältnis Wasser/Feststoff beträgt
in jedem Fall 10:1.

Die Eluierung mehrerer Teilproben ist
zulässig; vor der Weiterbearbeitung sind
dann die Teileluate zu vereinigen. Zur
Elution ist das Wasser/Feststoff-Gemisch
24 Stunden zu schütteln. Dies kann z. B.
durch einen Schwingtisch erfolgen. Dabei
muß sichergestellt sein, daß die gesamte
Probenmenge ständig bewegt wird und
Kornverfeinerungen möglichst vermieden
werden (empfohlen wird eine Frequenz
zwischen 10 und 100 Schwingungen pro
Minute).

Andere Elutionsverfahren wie das Perko-
lationsverfahren oder Lysimeterversuche
sind im Rahmen der Untersuchungen für
die durch das Merkblatt erfaßten Abfälle
nicht zu verwenden.

Zur Eluatherstellung und -weiterbehand-
lung sind grundsätzlich Geräte aus Glas
zu verwenden. Als Elutionsflüssigkeit ist
demineralisiertes Wasser zu verwenden.
Die Wahl anderer Elutionsmittel für Un-
tersuchungen im Geltungsbereich des
Merkblattes ist im Hinblick auf die Ver-
gleichbarkeit der Untersuchungsergeb-
nisse sowie die in dem Merkblatt genann-
ten Zuordnungswerte nicht zulässig.

Die Trennung von Feststoff und Eluat
muß unmittelbar nach Beendigung der
Elution erfolgen. Sollen organisch-chemi-
sche Parameter bestimmt werden, ist

diese Trennung nicht durch Filtration,
sondern durch Zentrifugieren bei 2000 g
(Beschleunigung) zu bewerkstelligen.

Kann die weitere Aufarbeitung und Ana-
lytik des Eluats nicht unmittelbar im An-
schluß an die Elution erfolgen, ist eine
Lagerung des Eluats möglich, sofern die
in den DlN-Verfahren zur Bestimmung
der einzelnen Inhaltsstoffe genannten
Konservierungsmaßnahmen durchgeführt
werden.

1.3 Analyseverfahren

Die anzuwendenden Verfahren sind im
Anhang 1 und 2 aufgeführt.

2 Besondere Probenahmeanforderun-
gen

2.1 Allgemeines

Bei den im Merkblatt behandelten Mate-
rialien handelt es sich um Abfälle, die auf
Grund ihrer Eigenschaften natürliche
Rohstoffe ersetzen können.

Die Probenahme von Naturstein und
Gesteinskörnungen erfolgt nach DIN
52101. Diese Probenahmevorschrift ist
deshalb auch Grundlage für die Probe-
nahme der zur Verwertung vorgesehenen
Abfälle.

Für den Bereich des Straßenbaus ist die
Probenahme nach den technischen Prüf-
vorschriften für Mineralstoffe im Stra-
ßenbau (TPMinStB 1992) verbindlich vor-
gegeben.

In den übrigen Fällen wird auf die LAGA-
Richtlinien PN 2/78 und PN 2/78 K ver-
wiesen.

2.2 Probenahme für HMV-Schlacken

Die Probenahme für den Einsatz von
HMV-Schlacken bei den o. a. Baumaß-
nahmen erfolgt grundsätzlich nach den
technischen Prüfvorschriften für Mineral-
stoffe im Straßenbau (TPMinStB)
Teil 2.2.1/2 – DIN 52101 –. Die Proben
sind dabei in der Regel von der Halde
(nach mindestens 3monatiger Alterung)
zu entnehmen. Je angefangene 10 m3 ist
eine Einzelprobe, max. jedoch insgesamt
10 Proben von einer Halde zu nehmen,
zu einer Sammelprobe zu vereinen und
nach DIN 52101 daraus eine Laborprobe
zu gewinnen. Die Einzelprobe sollte min-
destens 2000 g betragen.
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Anhang 4

Zuordnungswerte und Untersuchungen im Feststoff für HMV-Schlacken

Parameter Dimension Zuordnungswert Eignungsfeststellung Fremdüberwachung Eigenkontrolle

Aussehen – –1 + + +

Farbe – –1 + + +

Geruch – –1 + + +

Trockenrück-
stand Masse-% –1 + + +

Glühverlust Masse-% –1 + + +

TOC Masse-% 12 + +

EOX mg/kg            3 + +

Hinweise:
1 Ist anzugeben.
2 Für Altanlagen gilt 3 Masse %.

Anhang 5

Zuordnungswerte und Untersuchungen im Eluat für HMV-Schlacken

Parameter Dimension Zuordnungswert Eignungsfeststellung Fremdüberwachung Eigenkontrolle

Aussehen – –1 + + +

Trübung – –1 + + +

Geruch – –1 + + +

pH-Wert – 7–13 + + +

el. Leitfähig-
keit µS/cm 6000 + + +

DOC µg/l –2 +

Arsen µg/l –2 +

Blei µg/l 50 + +

Cadmium µg/l 5 + +

Chrom ges. µg/l 200 + +

Kupfer µg/l 300 + +

Nickel µg/l 40 + +

Quecksilber µg/l 1 + +

Zink µg/l 300 + +

Chlorid mg/l 250 + +

Sulfat mg/l 600 + +

Cyanid (l. fr.) mg/l 0,02 +

Hinweise:
1 Ist anzugeben.
2 Ist zur Erfahrungssammlung zu bestimmen.
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Anhang 6

Untersuchungen im Feststoff für HMV-
Rohschlacken1

Parameter Dimension Vorgabe

Aussehen – –1

Farbe – –2

Geruch – –2

EOX mg/kg 3

PAK4 mg/kg –2

PCDD/PCDF3 ng I-TE/kg 0,6–30

Arsen4 mg/kg –2

Blei mg/kg 6 000

Cadmium mg/kg 20

Chrom mg/kg 2 000

Kupfer mg/kg 7 000

Nickel mg/kg 500

Quecksilber4 mg/kg –2

Zink mg/kg 10 000

Trockenrückstand Masse-% –2

Glühverlust Masse-% < 3

Hinweise:
1 Die angegebenen Werte dienen als Anhalt. Probenahme

gemäß Anhang 3 am Ende des Verbrennungsrostes nach
Naßentschlacker oder einem anderen Austragsystem. Unter-
sucht werden soll die – auch labormäßig – entschrottete
HMV-Rohschlacke.

2 Ist anzugeben.
3 Die Bestimmung erfolgt jährlich. Dabei sind Congenere un-

terhalb der Nachweisgrenze 0,2 ng/kg nicht zu berück-
sichtigen.

4 PAK, Arsen und Quecksilber sind zusätzlich zur Erfah-
rungssammlung zu bestimmen.

Anhang 7

Vorgaben für den Umfang der
Dokumentation

Liefe-
rant/
Aufbe-
reiter

Trans-
porteur/
Einbau-
firma

Bau-
träger

x x x Ort des Einbaus (Lage,
Koordinaten, Flurbe-
zeichnung)

x x x Art der Maßnahme

x x x Art und Herkunft der
HMV-Schlacken bzw.
Rohschlacken

x x Gütenachweis, Analy-
seergebnisse

x x Einbauklasse

x x x Menge (ausgeliefert,
transportiert, einge-
baut)

x Angaben über hydro-
geologische Verhält-
nisse, z. B. Abstand der
Schüttkörperbasis zum
höchsten zu erwarten-
den Grundwasserstand,
Ausbildung der Deck-
schichten

x Art der techn. Siche-
rungsmaßnahme

x x Träger der Baumaß-
nahme

x x Aufbereiter

x x Transporteur

x x x Einbaufirma
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Anhang 8

Sortenbeschreibung für Stahlschrott*

Sorten-
Nr. Sortenbeschreibung

46 Geshredderter oder durch ähnliche Ver-
fahren aufbereiteter Stahlschrott aus der
Müllverbrennung,

Schüttgewicht
(i. tr.): mind. 0,9 Mg/m3

Korngröße: Obergrenze 50–70 mm

max. 5 Gew.-% < 5 mm

Fe-Gehalt
metallisch: mind. 92%

Nässe: gesonderte Vereinbarung

Die definierten Stahlschrottsorten verstehen sich
nur für Kohlenstoff-Stahlschrott. Stahlschrott aus
der Müllverbrennung muß wegen der unter-
schiedlichen Cu- und Sn-Gehalte notwendiger-
weise im Stahlwerk gezielt eingesetzt werden und
von daher auch separat erfaßt, aufbereitet und
entsprechend der Sortenbeschreibung angeliefert
werden. Es wird ein möglichst Cu-armer Schrott
angestrebt.

Hinweis:
* Stahlschrottsortenliste des Bundesverbandes der Deutschen

Stahl-Recycling-Wirtschaft e. V. in der Fassung vom
1. September 1990.

Anhang 9

9 Anforderungen an die Zusammenset-
zung von Abfällen aus der Abgasreini-
gung für spezielle Verwertungsvorhaben

9.1 Spezifikation* von NaCI-Abfällen aus der
Abgasreinigung von Verbrennungsanla-
gen für den Einsatz in der Chloralkali-
Elektrolyse (TAKE-Liste von 7/93)

NaCI > 95 – 96%

Ca < 2%

Mg < 0,2%

SO4 < 2%

K < 1500 mg/kg

F < 60 mg/kg

Br < 50 mg/kg

J < 10 mg/kg

Sr < 20 mg/kg

Ba < 20 mg/kg

Fe < 10 mg/kg

Mn < 1 mg/kg 1

Ni < 1 mg/kg 1

Co < 1 mg/kg 1

Cr < 1 mg/kg 1

Cu < 1 mg/kg

W < 1 mg/kg 1

Mo < 1 mg/kg 1

V < 1 mg/kg 1

Ti < 10 mg/kg

Zn < 1 mg/kg

Cd < 1 mg/kg 1

Hg < 1 mg/kg

Si <            unkrit. 3

Sn < 1 mg/kg 2

Pb < 1 mg/kg 2

As < 0,5 mg/kg

Al < 1000 mg/kg

N ges. < 20 mg/kg

C org. 4

1 kritischer Wert
2 wenig kritischer Wert
3 unkritischer Wert
4 bedarf der Prüfung und Festlegung

Hinweis:
* Diese Spezifikation setzt voraus, daß nicht mehr als

4–5% des NaCl-Abfalles dem Salz. das nor-
malerweise als Rohstoff für die Elektrolyse eingesetzt
wird, möglichst gleichmäßig zugemischt wird.
Verunreinigungen mit Bor sind zu vermeiden.

9.2 Spezifikation für Natriumsulfat

Natriumsulfat als Na2SO4 > 41,5%

Natriumchlorid < 1,0%

Schwefelsäure als H2SO4 < 1,0%

pH-Wert Neutralbereich

Wasserunlösliches 0,05%

Feuchtigkeit (105°C) < 60,0%

Farbe und Verunreini-
gungen

Farbe weiß, frei
von Fremdsub-
stanzen

CSB 100 mg O2/l (be-
stimmt in einer
Na2SO4-Lösung
von 200 g/l)

Eisen < 50 mg/kg
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Zink < 250 mg/kg
 (max. 500)

Mangan < 2 mg/kg

Vanadium < 10 mg/kg

Aluminium < 10 mg/kg

Strontium < 10 mg/kg

Chrom < 10 mg/kg

Magnesium < 25 mg/kg

Calcium < 50 mg/kg

9.3 Geforderte Zusammensetzung für Gips-
produkte

Freie Feuchtigkeit < 10%

Reinheitsgrad:
CaSO4 ⋅ 2H2O

> 95%

pH-Wert 5–9

Farbe (Weißgrad) > 80%

Geruch neutral

Mittl. Teilchengr. (Sieb-
rückstand bei 32 µm Ma-
schenweite)

> 60%

Nebenbestandteile
(Summe)

< 5%

MgO wasserlöslich < 0,10%

Na2O wasserlöslich < 0,06%

K2O wasserlöslich < 0,06%

Cl wasserlöslich < 100 mg/kg

SO2 wasserlöslich < 0,25%

CaSO3 ⋅ ½ H2O < 0,50%

Al2O3 < 0,30%

Fe2O3 < 0,15%

SiO2 < 2,50%

CaCO3 + MgCO3 < 1,50%

NH3, NO3 nicht nachweisbar

oxidierbare organ. Best. < 0,10%

Ruß, Flugkoks (als C best.)

Spurenelemente toxisch und ra-
dioaktiv unbe-
denkliche Men-
gen

(Alle Prozentangaben außer bei Farbe (Weißgrad) in
Gew. %)

9.4 Spezifikation für technische Salzsäure*

HCl-Konzentration 30–31%

Sulfat < 20 mg/l

Eisen < 10 mg/l

Schwermetalle gesamt < 1 mg/l

Cadmium < 0,1 mg/l

Quecksilber < 0,1 mg/l

Arsen < 0,1 mg/l

Thallium < 0,1 mg/l

Chlor (Cl2) < 10 mg/l

Brom (HBr) < 25 mg/l

Jod (HJ) < 10 mg/l

Fluorid (HF) < 10 mg/l

Nitrat < 10 mg/l

Ammonium < 1 mg/l

TOC (C) < 5 mg/l

AOX < 1 mg/l

PCDD/PCDF < 1 ng I-TE/l

Hinweis:
* Die sonstigen Anforderungen für technische Salz-

säure sind in der DIN 19610 (Salzsäure zur Was-
seraufbereitung) festgelegt.
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Anhang 10

Zuordnung der Abfälle fiir die Beseitigung

Abfallschlüssel Bezeichnung Entsorgungshinweise*

DKI DKII SAD UTD SAV Sonstiges

31308 (LAGA) Schlacke und Asche aus
Abfallverbrennungsanlagen

1 2

31309 (AbfBestV) Filterstäube aus Abfallver-
brennungsanlagen

2 1 Monodeponie
zur Zeit noch in
Sonderberei-
chen der HMD
möglich

31312 (AbfBestV) Feste Reaktionsprodukte
aus der Abgasreinigung von
Abfallverbrennungsanlagen

2 1 Monodeponie

31435 (AbfBestV) Verbrauchte Filter- und
Aufsaugmassen mit schäd-
lichen Verunreinigungen

1x 1 x anorganisch
belastet

* Erläuterungen:
Die Priontät der Entsorgung ist zuerst 1, dann 2.
DK: Deponieklasse nach TA Siedlungsabfall
SAD: Sonderabfalldeponie
UTD: Untertagedeponie
SAV: Sonderabfallverbrennung
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Anhang 11

Protokoll über die Entnahme einer Feststoffprobe

Entnehmende Stelle Zweck der Probenahme

________________________________________ ________________________________________

______________________________________________________________________________________

1. Probenahmestelle: ____________________________________________________________________

(Bezeichnung, Nr. im Lageplan)

2. Lage: TK ____________________Rechts___________________ Hoch ____________________

3. Datum/Uhrzeit der Probenahme: _________________________________________________________

4. Art der Probe: ________________________________________________________________________

5. Entnahmegerät:_______________________________________________________________________

6. Art der Probenahme Einzelprobe

Mischprobe

6a) bei Mischproben: Zahl der Einzelproben __________________________________________________

7. Entnahmedaten:

Probenbezeichnung/-nummer

Entnahmetiefe

Farbe

Geruch

Probenmenge

Probenbehälter

Probenkonservierung

8. Bemerkungen/Begleitinformationen _______________________________________________________

______________________________________________________________________________________

________________________________________ ________________________________________

Ort Probenehmer


